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3. Ausschluss von der Förderung  
 
3.1 Ausschluss von der Förderung  
 
Von der Förderung sind insbesondere ausgeschlossen:  

 
a) Land- und Forstwirtschaft, Aquakultur, Fischerei, soweit nicht Verarbeitung oder Vermarktung,  

b) Eisen- und Stahlindustrie gemäß Artikel 2 Nummer 43 AGVO,  

c) Bergbau, Abbau von Sand, Kies, Ton, Steinen und vergleichbare Zweige der Urproduktion,  

d) Energie- und Wasserversorgung, außer Kraftwerken und Wasserversorgungsanlagen, die überwiegend 

dem betrieblichen Eigenbedarf dienen,  

e) Baugewerbe, mit Ausnahme der in der Positivliste (Anhang 8) aufgeführten Bereiche,  

f) Einzelhandel, soweit nicht Versandhandel,  

g) Transport- und Lagergewerbe,  

h) Krankenhäuser, Kliniken, Sanatorien oder ähnliche Einrichtungen,  

i) Kunstfaserindustrie,  

j) Beihilfen an ein Unternehmen in Schwierigkeiten, mit Ausnahme von Beihilfen zur Bewältigung der 

Folgen von Naturkatastrophen,  

k) Flughäfen,  

l) Unternehmen, deren Haupttätigkeit unter Abschnitt K „Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienst-

leistungen“ der Statistischen Systematik der Wirtschaftszweige NACE Rev. 2 fällt und  

m) Unternehmen, deren Haupttätigkeit unter die Klasse 70.22 „Unternehmensberatung“ (außer technische 

Unternehmensberatung) der NACE Rev. 2 fällt.  

 
 

3.2 Einschränkungen der Förderung  
 
(1) Die Förderung aufgrund beihilferechtlicher Regelungen ist eingeschränkt für den Bereich „Verarbeitung 

und Vermarktung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und von Erzeugnissen der Fischerei und 

Aquakultur“.  

(2) Die Förderung von Investitionsvorhaben im Schiffbausektor ist grundsätzlich möglich. Dabei ist jedoch 

zu beachten, dass Investitionsvorhaben in Werften für Neubau, Umbau und Reparatur der in Nummer 12 

Buchstabe d der früheren Rahmenbestimmungen über Beihilfen für den Schiffbau aufgeführten Arten von 

Handelsschiffen mit Eigenantrieb einzeln bei der EU-Kommission auf Grundlage der Regionalleitlinien 

angemeldet werden müssen.  

 


